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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des ersten

Allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Fünfzehnte Sitzung.
Oldenburg , den 3i . August 1849 , Vormittags 10 Uhr.

Berathungsgegenstaud: Zusammenstellung der Bestimmungen über das Dienstgericht.

- . . . -

Vorsitz: Präsident Kitz.

Präsident : ^ie Sitzung ist eröffnet. Ich ersuche den
Herrn Schriftführer , das Protokoll der letzten Sitzung zu ver¬
lesen . ( Abg . Niebour  verliest dasselbe .) Ich frage , ob
Reklamation gegen das Protokoll ist ? — Da dieses der Fall
nicht ist, so erkläre ich dasselbe für genehmigt . — Es ist ein-
gegangcn folgendes Schreibe » des Staatsminisieriums von«
27 . August d . I.

(Verliest das anliegende Schreiben .)

Dieses Schreiben wird an die Abtheilungen zu verweisen
sein . Ferner ist mir eben folgendes Schreiben des Staats-
ministeriumS eingereicht:

(Verliest das anl . Schreiben .)

Dadurch scheint diese Angelegenheit erledigt zu sein ; in¬
dessen werde ich dieses Schreiben dem betreffenden Ausschüsse
rnütheilen . Sodann ist eine Eingabe vom Bürgermeister
Engel zu Fischbach eingekvmmcn , die Birkenfelder Wahlan¬
gelegenheit betreffend , wenn derselbe diejenigen Gesichtspunkte
angicbt , von welchen seiner Ansicht nach der Ausschuß diese
Angelegenheit zu behandeln haben würde . , Da diese Ange¬
legenheit vom Landtage bereits erledigt ist , so geht dieses
Schreiben lediglich sä aeta .Z Ferner ist cingegangen eine Ein¬
gabe des Kirchspielvogts zu ^ Berne , worin derselbe ein vom
Amte Berne aufg 'cnommencs Protokoll einsendet , nach wei¬
chem die Kirchspielvögt ^ die Mehrheit der Amtsausschußmänner
Berne 's sich für den Anschluß an Preußen erklären . Ich
werde diese Eingabe dem Centralausschuß zur nachträglichen
Berücksichtigung zusiellen . Z>) Ferner eine Vorstellung und
Bitte der Beverbrocker Interessenten um Bewirkung des freien
Weiderechts in der Garreler , Cloppenburger , Holdinghauser
und Holer Mark , so weit sie den Beverbrvck begränzt . Die¬

ser Gegenstand gehört zur Competenz des Provinziallandtags.
^Ebenfalls ist eingegangen eine Petition der Anbaucr zu Bö¬

sel und Osterlohe , die Benutzung der Gemeindemark betref¬
fend . Auch dieser Gegenstand gehört nicht vor den allge¬
meinen Landtag , sondern wird für den Provinziallandtag zu-
rückzulegen sein . ^ Ferner ist eingekvmmcn folgende Einladung
dcS Eommandos des Bürgerschützcn -Eorps zu Oldenburg.
Diese freundliche Einladung will ich denn hiermit zur allge¬
meinen Kenntniß der Mitglieder gebracht haben . — Wir gehen
über zur Tagesordnung , betreffend den Bericht des Aus¬
schusses über die Zusammenstellung der gesetzlichen Bestimmun¬
gen des Dienstgerichtsgesetzes . Was die Behandlung dieses Gegen¬
standes betrifft , so schreibt die Geschäftsordnung im tz. 50.
vor:  Die daraus hcrvorgehende Vorlage wird an die Mitglie¬
der des Landtags verthcilt , und darauf , in sofern nicht eine
zweite Lesung beliebt wird , über daS Ganze abgcstimmt.

Mir scheint es nun nicht zweifelhaft , daß wir zunächst
die vom Ausschuß aufgestellten Bestimmungen , welche in Folge
des Beschlusses über die Anklagekammer nothwendig gewor¬
den , und die bisher speciell noch nicht discutirt worden sind,
einer besvndern Berathung zu unterziehen haben werden.
Nachdem dieses geschehen , würde ich dann den Berichterstatter
ersuchen , den weiteren Bericht in Beziehung auf das Ganze
vorzutragen , und nachdem dies geschehen , würde ich dann
die Versammlung fragen , ob sie eine zweite Lesung wolle
oder die sofortige Abstimmung über das Ganze . Wenn da¬
gegen kein Widerspruch erfolgt , so werde rch demgemäß ver¬
fahren , und werde also sofort zur Berathung der einzelnen
Artikel , betreffend die Anklagekammer , übergehen , vorausge¬
setzt, daß der Herr Berichterstatter nicht im allgemeinen über
diese Anklagekammer etwas zu berichten bat.
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BerichterstatterNiebour : Der Ausschuß, in dem übri¬
gens nur 3 Mitglieder, weil die andern am Erscheinen ver¬
hindert waren, gegenwärtig sein konnten, hat mich beauftragt,
die Zusammenstellung der Beschlüsse über das Dicnstgericht
vorzulcgen. Wir haben nun nicht für nöthig gefunden, das
Ganze Ihnen mitzuthcilen, weil wir glaubten, daß das klebrige
wohl mündlich abgemacht werden könnte. Die wesentlichsten
Bestimmungen aber, welche durch den Beschluß über die An¬
klagekammer noch nöthig waren, haben wir zusammengrstellt,
und sind solche Ihnen mitgethcilt. Dazu möchte ich aber be¬
merken, daß sich einige Versehen eingcschlichen haben; näm¬
lich zunächst würde nicht nur der Arl. 4., sondern auch der
Art. 3. eine wesentliche Aenderung erleiden; der Art. 3. lautete
bisher: daS Dienstgericht wird auf den Grund der Bcruss-
gleichheit aus den im Herzogthum Oldenburg angestellten
Staatsdiencrn in folgender Weise zusammcngestcllt. Das darf
jetzt nicht so bleiben, weil nicht blos die Erwählung des Dicnst-
gcrichts, sondern auch die Erwählung der Anklagckammer im
nächsten Paragraphen folgt. Der Ausschuß schlägt deshalb
für diesen Artikel folgende Fassung vor: „das Dicnstgericht
wird auf den Grund der Bcrussgleichheit aus den im Her-
zogthum Oldenburg angestellten Staatsdienern gebildet. Da¬
neben besteht eine Anklagekammer." Der Ausschuß geht hie¬
bei davon auS, daß in diesen Artikel die allgemeinen Sätze
über diejenigen Behörden ausgenommen werden sollen, welche
überall bei dem d.enstgerichtlichen Verfahren in Betracht kom¬
men. Sodann bringt der Art. 4. die Art und Weise der
Wahl, Art. 5. die Bekanntmachung und Constituirung sowohl
der Anklagekammer als des Dicnsigenchts. Weiter ist bei
dem Bericht zu bemerken, daß zwischen dem Absatz 1. und
Abs. 2. des Art. 4. als Ueberschrist Art. 5. steht, was weg-
zustreichcn ist. Zn Art. 1ö. ist zu cvrrigircn statt „in einer
an den Präsidenten:c. zu reichenden Vorstellung" : „in einer
an den Präsidenten rc. zu richtenden Vorstellung". Zm klebri¬
gen habe ich noch Folgendes zu bemerken. Der Ausschuß ist
davon ausgegangen, baß das Verfahren der Anklagekammer
einmal nicht öffentlich sein könne und nicht öffentlich zu sein
brauche im Interesse des Angeklagten selbst; ferner, daß eine
weitere Verhandlung zwischen dem Staatsanwalt und dem
Angeschuldigtenvor der Anklagekammer ebenfalls nicht ftatt-
zusinden brauche, und deshalb hat der Ausschuß die Bestim¬
mungen der Art. 20. und folgende für das Verfahren, welches
er bei der Anklagekammer vorschlägt, benutzt, indem er davon
ausging, daß die Bestimmungen des Gesetzentwurfs soweit
möglich nach den veränderten Bestimmungen des Gesetzes bei-
zubchalten seien. Schließlich muß ich noch bemerken, daß
noch einige weitere Bestimmungen, die hier nicht mitgctheilt
sind, veranlaßt wurden und erst später mitgctheilt werden;
so ist namentlich noch eine Bestimmung vvrgeschlagen, wvr-
nach auch die Mitglieder der Anklagekammer nicht nach dem
Strafgesetzbuch, sondern nach eigener gewissenhafterUebcrzcu-
gung zu entscheiden haben. Das wäre das, was ich als Er¬
läuterung zu diesem Bericht im Namen des Ausschusses hin¬
zuzufügen hätte.

Präsident : Wir gehen demnach zur Berathung dieser
einzelne» , die Anklagekammerbetreffenden Artikel über.

Art. 3. lautet nach dem Vorschläge des Ausschusses:
„Das Dicnstgencht wird aus den Grund der Be-

rufsgleichhcit auS den im Hcrzvgthum Oldenburg an-
gestclltcn Staatsdienern in folgender Weise zusammen¬
gesetzt."

Ich frage, ob Jemand hierüber zu sprechen wünscht? —
Da Lies nicht der Fall zu sein scheint, so bitte ich unter An¬
nahme des Schlusses diejenigen Herren, welche den Art. 3.
in der von dem Berichterstatter vorgeschlagenen Fassung an¬
nehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Der Artikel
ist angenommen.

Art. 4. lautet:
„Alle drei Jahre wählt das höchste Landesgericht

in einer Plenarsitzung im Monat Octobcr — zum er¬
sten Male jedoch innerhalb 14 Tagen nach Verkündi¬
gung dieses Gesetzes— aus seiner Mitte drei Perso¬
nen, welche für die nächsten drei Jahre eine Anklagc-
kammcr bilden, zugleich bezeichnet dasselbe aus den ein
Richteramt bekleidenden Personen, jedoch mit Aus¬
schluß der Mitglieder des höchsten Landesgerichs, sechs-
zchn, aus den sonstigen nicht provisorisch oder auf
Kündigung angestellten Staatsdienern des Eivilstandeö
zwölf Personen für das Dienstgericht."

Da auch hierüber Niemand das Wort zu nehmen scheint,
so bringe ich denselben unter Annahme des Schlusses zurAl-
stimmung. (Geschieht.) Angenommen.

Der Artikel lautet ferner:
„Die Wahl der Mitglieder der Anklagckammer und

der für das Diensigericht zu bezeichnenden Personen
geschieht in geheimer Stimmgedung nach absoluter
Mehrheit der wenigstens zu zwei Drittel versammelten
Mitglieder des höchsten Landesgcrichts. Erzielet sich
keine solche Mehrheit, so ist die Wahl in der Art zu
wiederholen, daß nur die in der vorhergehenden Ab¬
stimmung Benannten, unter Ausscheidung desjenigen,
der die wenigsten Stimmen erhalten hat, ferner wähl¬
bar bleiben. Erhalten mehrere gleichmäßig die ge¬
ringste Stimmenzahl, so bestimmt das Loos, wer von
ihnen auLscheldet. Dies Verfahren ist so oft zu wie¬
derholen, bis die crstgcdachte Mehrheit erreicht ist.
Vertheilen sich alle Stimmen gleichmäßig auf zwei
Personen, so entscheidet unter Liesen gleichfalls das
Leos."

Abg. Niebour : Das ist kein für sich bestehender Artikel,
es ist der zweite Absatz deS Art. 4.

Präsident : Ich werde über diesen Absatz als solchen
abstimmen lassen. Wenn Niemand hierüber das Wort er¬
greift, so werde ich über diesen eleu verlesenen Passus deö
Arl. 4. absiimmen lassen. (Geschiehr.) Angenommen.

Art. -5. lauret:
„Sofort nach der Wahl treten die Mitglieder der
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Aiiklagekammer zusammen und erwählen gleichfalls
auf drei Jahre einen Vorsitzenden aus ihrer Mitte.

Der Secrctair des höchsten Landesgcrichts tritt bei
der Anklagekammer als Schriftführer ein.

Nach beendigten Wahlen übersendet der Präsident
des höchsten Landcsgerichtcs dem Staatsministerium
ein von ihm beglaubigtes Vcrzeichniß der Mitglieder
der Anklagekammer unter Benennung des Vorsitzenden
so wie der für das Dicnstgericht bezeichnten Personen,
und macht zugleich deren Namen durch die Oldenbur-
gischcn Anzeigen bekannt ."

Wenn sich hier Niemand um das Wort meldet , so bitte
ich diejenigen , welche den Artikel annehmen wollen , sich zu
erheben . (Die Mehrheit erhebt sich.) Der Artikel ist ange¬
nommen.

Der 6 . Artikel lautet:

„Aus dem für das Dienstgericht nach dem Art . 4.
bezeichnten 28 Personen sind , vom 1. Januar des fol¬
genden Jahres an gerechnet , während drei Jahre die
Mitglieder des Dienstgerichts durch Auslovsung zu
entnehmen ."

Ist dagegen etwas zu erinnern ? — Ich bitte demnach
die Herren , welche ihn annehmen wollen , sich zu erheben.
(Geschieht .) Angenommen.

Art . 7 . lautt:

„Fällt vor dem Ablaufe dieser drei Jahre einer der
für die Anklagekammer Gewählten oder der für das
Dienstgericht Bezeichnten weg , so wird an dessen Stelle
ein Anderer nach den Bestimmungen des Art . 4 . wie¬
der gewählt ."

(Wird ohne Discussion angenommen .)
Art . 11 . lautet:

„Beschließt das Staatsministerium , die Anklage zu
beantragen , so weiset es hierzu den Staatsanwalt an.

Dieser beantragt sodann in einer an die Anklage-
kammcr zu richtenden Vorstellung dre Versetzung deö
Beschuldigten in Anklagestand unter (Überreichung
der Untersuchungsactcn und unter kurzer Aufführung
der Thatsachen und Gründe , auf welche der Antrag
gestützt wird ."

(Wird gleichfalls angenommen .)
Art . 12 . lautet:

»Der Vorsitzende der Aiiklagekammer e>nennt ein
Mitglied derselben zum Referenten , übergibt demselben
die Acten und setzt eine möglichst nahe Sitzung zum
Wortrage der Sache an ."

Ist hierbei etwas zu erinnern?
Abg - Mölling : Ich habe zu Art . S. einen kleinen Zu¬

satzantrag gestellt , der ist wohl übersehen worden.
Präsident : Zu dieser Bestimmung , betreffend die An¬

klagekammer , wohl nicht , und dann wird er später kommen.
Ich werde nachher die Frage stellen , ob eine zweite Lesung
beliebt wird , nachdem wir die specielle Lesung dieser Artikel
beendigt haben werden . Diejenigen also , welche den Art . 12.

annehmen wollen , bitte ich , sich zu erheben . ( Die Mehrheit
erhebt sich.) Der Artikel ist angenommen.

Der AA . 13 . lautet:

„In dieser Sitzung , bei welcher nur die Mitglieder
der Anklagckammer und deren Schriftführer anwesend
sind , erstattet der Referent mündlichen Vortrag darüber,
ob die Voruntersuchung für erschöpft zu halten ist,
oder ob und welche Ergänzungen anzuordncn sind,
wobei namentlich auch die etwaigen Anträge des Be¬
schuldigten in Erwägung zu ziehen sind ."

Der desfällige Beschluß wird auf mündliche Bera-
thung zu Protocoll gefaßt . »

Art . 14 . :

„Erklärt die Aiiklagekammer die Voruntersuchung
für nicht erschöpft , so verfügt dieselbe zuvor die be¬
schlossenen Ergänzungen durch das Gericht , welches die
Voruntersuchung zu führen hatte.

Nach beschaffter Ergänzung ist dem Beschuldigten,
oder falls er einen Vertheidiger hat , dem letzteren die
Einsicht der Acten zu bewilligen ."

Art . 15 . :

„Erklärt dagegen die Anklagckammer sofort oder
nach Beschaffung der angeordneten Ergänzungen die
Voruntersuchung für erschöpft , so versetzt sie entweder
den Beschuldigten in Anklagestand oder erklärt den
Antrag auf Anklage für unbegründet.

Der Beschluß ist sowohl dem Staatsanwalt , als
dem Beschuldigten in beglaubigter Abschrift zuzustellen ."

Art . 16 . :

„Ist von der Anklagckammer die Versetzung des
Beschuldigten in den Anklagestand erkannt , so bean¬
tragt der Staatsanwalt in einer an den Präsidenten
des höchsten Landesgcrichtcs zu richtenden Vorstellung,
welcher daS Erkenntniß der Anklagekammer anzulegen
ist, unter Angabe derjenigen für das Dienstgericht be-
zcichneten Personen , welche er ablehnen will (Art . 8 .) ,
die Ansetzung eines Termins zur Auslovsung der Mit¬
glieder des Dienstgcrichts und die Zusammenberusung
desselben.

Zugleich überreicht er die Untersuchungsacten mit
der Anklageschrift , in welcher die Thatsachen und
Gründe , auf welche die Anklage gestützt wird , anzu¬
führen sind , und die mit dem gestellten Antrag schließt.

Im klebrigen muß sich der Ausschuß , da die Zeit
einen schriftlichen Bericht nicht mehr zuläßt , mündliche
Berichterstattung Vorbehalten ."

Uebcr die letzten 4 Artikel wird ebenfalls einzeln abge¬
stimmt und sofort ohne eine Erinnerung angenommen.

Ich würde jetzt den Herrn Berichterstatter auffordern,
seinen weiteren Bericht über das Ganze fortzusetzen.

B richterst . Niebour : trägt sofort die Zusammenstellung
der g -sktzlichen Bestimmungen über daS Dicnstgericht , wie sic
in Folge der Beschlüsse des Landtags aus dem Ausschuß her¬
vorgegangen ist, vor.
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(Die Versammlung findet nichts dagegen zu erinnern.
Der Berichterstatter fährt fort :) Das wäre die Zusammen¬
stellung der Beschlüsse über das Dienstgericht . ' Ich habe mir
im Lause der Berichterstattung schon erlaubt , im Einzelnen
darauf aufmerksam zu machen , daß und wo der Ausschuß
nach den gefaßten Beschlüssen für nöthig gefunden hat , einige
neue Bestimmungen vorzuschlagen.

Präsident : Da gegen das von mir vorhin auf den
Grund des Art . 50 . der Geschäftsordnung vorgeschlagene Verfah¬
ren kein Widerspruch erhoben wurde , würde ich zuerst fragen
müssen , ob die Versammlung eine zweite Lesung der einzelnen
Artikel und deren specielle Discussion will , oder ob sie ge¬
willigt sei, über das Ganze , wie es aus dem Ausschuß her¬
vorgegangen ist , abzustimmen . Ich bemerke übrigens , daß
mir zu einzelnen Artikeln noch einzelne Anträge eingcreicht
sind . Zu dem Art . 2 . drei Anträge , und zu den Art . 9 ., 10.
und 56 . Collie die Versammlung nun die zweite Lesung
nicht beschließen , sondern über das Ganze abstimmen wollen,
so würde ich natürlich diese einzelnen Artikel nicht mehr , zur
Discussion zulasten können ; indessen würde , wenn die Antrag¬
steller darauf beharrten , dennoch , nachdem die zweite Lesung
abgelehnt , die Versammlung , wie in der letzten Sitzung ge¬
schah , ausnahmsweise die Zulassung dieser einzelnen Artikel
beschließen können . Ich meine daher , daß ich nun vorbchält-

lich der weitern Frage , worüber ich die Anträge der einzelnen
Antragsteller erwarte , zunächst die Frage stelle , ob Sie eine

zweite Lesung belieben , ich bitte daher diejenigen Herren,
welche eine zweite Lesung dieses Gesetzes , also eine Discussion
der einzelnen Artikel nochmals verlangen , sich zu erheben.
(Die Minderheit erhebt sich.) Diese Frage ist abgelehnt . Ich
kann nun , wie gesagt , jetzt diese einzelnen Anträge , die mir
noch cingercicht sind , nicht - zur Discussion zulassen ; wünschen
die Antragsteller nun , daß ich diese Anträge verlese , und die

Versammlung darüber frage , ob Sic sie zur Discussion zu¬
lassen wollend

Abg . Mv ' lling : Ich habe 2 Anträge gestellt , bemerke
aber , daß sie meiner Meinung nach bloS die Redaction betref¬
fen , daß sie , als wesentlich selbstständig etwas Neues enthal¬
tend gar nicht angesehen werden können , und ich möchte
deshalb bitten , daß der Hr . Präsident  die Güte hätte , sie
vorzulescn.

Abg . Selckman » !!. : Ich habe auch einen Antrag zu
Art . 2 . gestellt , der allerdings etwas mehr als Redaction be¬
trifft ; ich möchte ober doch wünschen , daß dieser wenigstens
vorgclesen und die Versammlung damit bekannt gemacht werde,
worauf sic dann entscheiden wird , ob sie denselben noch zu¬
lassen will . Der Antrag betrifft nämlich den endlich zum Be¬
schluß erhobenen Antrag des Abg . Mölling.  Ich glaube
als Grund , diesen Antrag hier zur Berathung zu stellen , auch
noch anführcn zu können , daß der Mölling ' sche  Antrag
keinem Mitglieds vor der Sitzung bekannt war , daß dieser das
Wesen des Gesetzes betreffender Antrag eingereicht und sogleich
darüber beschlossen wurde . In andern Geschäftsordnungen

steht die Bestimmung , daß über derartige wesentlich neue An¬

träge nicht blos an demselben Tage , sondern , wenn sie früher
nicht bekannt gemacht waren , auch » och am folgenden Tage
zum zweiten Male abgesiimmt wird . Dies beruht meiner An¬
sicht nach auf dem richtigen Grund , daß vielleicht eine Uebcr-
eilung vorkam und später noch nie bessere Gedanken austauch¬
ten . Desbalb möchte ich bitten , daß die Versammlung den
zum Beschluß erhobenen Antrag des Abg . M ölling  nochmals
dadurch in Erwägung ziehen , daß sie meinen Zusatzantrag zur
Berathung zuläßt.

Präsident : Ich möchte nun Vorschlägen , daß ich die
sämmtlichen Anträge verlese , da die Herren doch wünschen,
daß sic zur Discussion kommen , wenn die Herren nicht vor¬
ziehen , über die Zulassung eines jeden einzelnen Antrags ab¬
zustimmen , werte  ich sie der Kürze wegen im Ganzen zur
Abstimmung bringen ; denn wenn S c einen zulasten , so wer¬
den Sie die übrigen auch wohl zulassen . Die Anträge lau¬
ten : zu dem Art . 2 . hat Herr Sclckmann  beantragt:

„Politische und Preßvergehcn dürfen von dem Dicnst-
gerichte nur im Falle der Vcrurtheilung durch daS
ordentliche Gericht berücksichtigt werden " .

Der Abg . Morell  hat beantragt : Die beschlossene Fas¬
sung der Bestimmung des Artikels , welche lautet : „ Politische
und Pceßvergehen dürfen vom Tienstgericht nicht berücksichtigt
werden " , dahin zu ander . : „Politische und Preßvergehcn dür¬
fen vom Dicnstgericht nur im Falle der Vcrurtheilung berück¬
sichtigt werden " . Die Anträge sind im Wesentlichen dasselbe,
und ich glaube , die Antragsteller könnten sich wohl darüber
vereinigen . Sodann soll nach dem Antrag des Abg . Kläve-
mann zu tz. 2 . nach den Worten: »Die Bestimmung deS
Art . 486 . deS Strafgesetzbuchs " eingeschaltet werden : »und der
neuen Bestimmung zu Art . 636 . des Strafgesetzbuchs in der
Verordnung vom 11 . Octbt . 1621 " ; und heißt es dann wei¬
ter: „sind hierdurch aufgehoben '-. Die Bestimmung zu Art.
638 . deS Strafgesetzbuchs lautet:

»Treue der Fall ein , daß das erste Verhör eines

Gefangenen pflichtwidrig über vierzcbn Tage verzögert
würde , so soll der an der Verzögerung Schuldige
außer der zu erlegenden gesetzlichen Geldbuße und den
Atzungskosten , vom Eriminalgerichte mit einem schar¬
fen , nach Umständen mündlichen Verweise all protoeol-
Imn belegt werden.

Im Wiederholungsfälle ist mit geschärfter Discipli-
narstrase , beim zweiten Rückfall aber nach Art . 468.
deS Strafgesetzbuchs zu verfahren .«

Herr Mölling  hat beantragt : zu Art . 9 . im ersten
Satze ist noch hinzuzufügcn : Die Untersuchung geschieht nach
den Vorschriften d . s Strafgesetzbuchs , jedoch findet die Ver¬

eidung der Zeugen nur statt,  wenn der Verlust der Be¬
weismittel (durch Krankheit und Al er des Zeugen u . s. w .)
zu besorgen ist . Im zweiten Satze ist hinter dem Worte:
»Staatsanwalt " hinzuzufügen : »und der Angcschuidigte " .
Zu Art . 10 . ist von dem Abg . Grote  beantragt : der 2 . Ab¬
satz muß heißen : „ eine Beeidigung der Zeugen und Sachver¬
ständigen findet in der Voruntersuchung nicht statt " . Endlich
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hat noch der Abg . Mölling  beantragt , am Schluffe des

Art . 56 . hinter den Worten : „ insbesondere auch deS § . 11.

der Veordnung vom 24 . Decbr . 1837 " ist hinzuzufügen : „ und
Art . 356 . des Strafgesetzbuchs und Art . 6 . der Verordnung

vom 13 . März 1830 , ingleichen Art . 466 . des Strafgesetz¬
buches " . Der erste Art . 356 . lautet:

«Wenn ein Staatsbeamter oder öffentlicher Diener
durch ein gemeines Verbrechen  die Strafe des

Zucht - oder Arbeitshauses verwirken sollte , so ist mit

der ordentlichen Strafe stets die Dicnstcntsetzung

verbunden . Ob mit der wegen eines gemeinen Ver¬
brechens verschuldeten Festungsstrafe die Dienstcntsctzung
oder Dienstentlassung zu verbinden sei , ist von der

Regierung zu bestimmen . Die Suspension mit Ent¬

ziehung des Gehalts während der Dauer der Strafzeit

ist aber eine nothwendige Folge jeder Berurtheilung
wegen eines Verbrechens . "

Die neue Bestimmung des tz. 6 . lautet:
„tz . 6 . Ob gegen einen Staatßdiener , welcher we¬

gen eines gemeinen Verbrechens oder Verge¬
hens  in Strafe verfallen ist, nach Art . 356 . und 466.

des St . - G . - Buchs,  mit der wegen eines gemeinen
Verbrechens verschuldeten Festungsstrafe die Dienstent¬

setzung oder Dienstentlassung , sowie , ob mit der , we¬
gen eines gemeinen vorsätzlichen Vergehens verwirkten

Hauptstrafe die Suspension oder auch Dienstentlassung

von Regierungswegen zu verbinden sei, werden Wir,

auf den Dortrag Unsers Staats - und CabinetSmini-
fterti , bestimmen . Zu dein Ende hat das Gericht , von

welchem die Strafe erkannt ist , das Urtheil und die

Entscheidungsgründe , nebst den Akten , der dem Ver-

urtheiltcn unmittelbar Vorgesetzten oberen Dienstbehörde

mitzuthcilen und diese solche mit ihrem gutachtlichen
Berichte an unser Cabinet cinzusendcn . In Ansehung

der Suspension während der Untersuchung soll cs in

solchen Fällen ebemo wie in §. 5 . vorgeschrieben ist,

gehalten werden . (S . N . B . zu Art . 918 . u . 919 .) «
Art . 466 . lautet:

„Hat sich ein öffentlicher Beamter eines gemeinen
vorsätzlichen Vergehens schuldig gemacht , so kann , nach

Beschaffenheit und Schwere der Ueberkretung , mit der

von ihm verwirkten Hauptstrase , zugleich die Suspen¬
sion oder auch Dienstentlassung  durch ein Regie-
rungsdecret verbunden werden . "

Abg . Böcke ! : Ich möchte bitten , daß über die Zulas¬

sung der Anträge einzeln abgestimmt werde , sie sind wesent¬

lich verschieden , indem einzelne Anträge nur eine Ausführung
deS schon Beschlossenen betreffen , andere Anträge aber ge¬

radezu etwas aufhebcn , was früher beschlossen ist , und bei
denen das eintrcffcn würde , wovor der Abg . Selckmann

warnte , daß wir nicht über einen Antrag abstimmen möchten,

der soeben erst in die Versammlung gebracht wird.

Abg . Niebour : Ich habe bemerkt , im Art . 17 . habe

der Ausschuß gesagt : „ den in der Stadt Oldenburg wohnen¬

den Anwälten , die für das Dienstgericht " u . s. w . Dieses ist

zu berichtigen : Der Ausschuß ist richtiger der Meinung , daß
gesagt werde : aus der Zahl der Anwälte u . s. w . , weil man
in jener Lage noch nicht übersehen kann , wo das Dicnstge-

richt eigentlich abgehaltcn wird.
Präsident : Meine Herren ! ich habe allerdings kurzweg

vorgeschlagen , über die Zulassung sämmtlichcr Anträge zu¬

gleich abzustimmen , sofern sich kein Widerspruch dagegen er¬
höbe , indessen ich muß jetzt, glaube ich, nach dem Antrag deS

Abg . Böckel verfahren.
Abg . Selckmann II . : Zn Beziehung auf das , was

Herr Böckel gegen mich geäußert hat , möchte ich nur er¬
wähnen , daß die Bemerkung desselben gegen mich nicht zu-

treffcn kann , indem mein Antrag der Versammlung nur Ge¬

legenheit gibt , den Artikel , wie er jetzt gefaßt ist , noch ein¬

mal in Erwägung zu ziehen.
Präsident : Wir werden also zunächst darüber zu ent¬

scheiden haben , ob Sie die Anträge des Herrn Morell und

Selckmann  II . zur Discussion zulassen.
Aus die vorn Präsidenten gestellte Frage wird die Dis¬

cussion zugelassen.
Präsident : Ich werde die Anträge jetzt zur Discussion

stellen ; der Antrag des Abg . Selckmann  lautet:
„Zu dem Satze : politische und Preßvergehen dürfen
von dem Dienstgerichte nur im Falle der Verurthei-

lung durch daS ordentliche Gericht berücksichtigt wer¬
den ."

Schließen Sie sich, Hr . Morell,  vielleicht diesem An¬

träge an?
Abg . Morell : Ich kann mich anschließen , wenn in

dem Selckmannschen  Anträge statt der ordentlichen Ge¬

richte Schwurgerichte gesetzt werde.
Präsident : Ich frage , ob der Antrag des Abg . Selck¬

mann  ll . unterstützt ist ? — Er ist unterstützt.
Desgleichen der Antrag deS Abg . Morell.
Abg . Selckmann II. : Meine Herren ! Ich bin durchaus

nicht gejonurn , auf dasjenige , was bei der ersten Berathung
hier weitläufig besprochen wurde , zurückzukvmmen ; indessen

habe ich es für meine Pflicht gehalten , den von mir gestell¬

ten Antrag in dieser Form noch einmal der Versammlung vor¬

zulegen , weil ich glaube , daß dadurch wenigstens der größte
Theil der Bedenken , welche dem zum Beschlüsse erhobenen

Anträge des Abg . Mölling  entgegenstehcn , beseitigt werden
könne . Mein Zusatzantrag geht nämlich davon aus , daß der

Antrag des Abg . Mölling,  welcher sich auf den ganzen

Art . 2 . bezieht , wenigstens nur auf einen Theil desselben zu

beziehen sei. Ich kann cs mir nämlich 1) durchaus nicht als
richtig denken , daß wenn von den ordentlichen Gerichten,

welches nach unserm Staatsgrundgesetz für Preß - und poli¬
tische Vergehen stets die Schwurgerichte sind , eine Vcrurthei-

lung bereits erfolgt ist , nunmehr das Dienstgericht auch aus-

sprechen darf , ob durch dieses Vergehen nun auch der Beamte

unwürdig und unfähig geworden sei , noch länger im Staats¬

dienste zu bleiben . Alle jene Gründe , w ^ chc für den Antrag
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deK Herrn Mölling  erhoben wurden, konnten doch wenigstens
für den Fall, wo bereits eine gerichtliche Vcrurthcilung erfolgt
ist, nicht passen. Jene ungerechte Versolgungssucht, welche
beim Dicnstgerichte als möglich vorausgesetzt wurde, kann
hier nicht mehr cintreten, weil die Entscheidung schon durch
den gerichtlichen Spruch feststeht. Mein Antrag hat aber
auch noch eine andere praktische Bedeutung; ich gebe nämlich
L) zu bedenken, daß wenn wir jenen Antrag des Abg. Möl¬
ling  unbeschränkt stehen lassen, unter Nr. 1. alle diejenigen
politischen Vergehen und Verbrechen, weswegen eine Verur-
thcilung erfolgt jein sollte, in ihren bisherigen Verhältnissen
bestehen bleiben, daß also denkbar ist, daß in Beziehung auf
diese Vergehen und Verbrechen die Bcfugniß der Staatsrc-
gierung fvrtbestchen bleibe, jetzt, wie bisher, nach eigenem
Ermessen einen Beamten, ohne Spruch des Dienstgerichts,
auö dem Staatsdienste zu entlassen, da durch jenen Zusatz des
Herrn Mölling  die Bestimmungen des Gesetzes über daS
Dicnstgcricht sich auf politische und Prcßvergehcn nicht er¬
strecken, cs also scheinen könnte, daß cs in dieser Beziehung
beim Bestehenden bleibe; und das ist doch gewiß nicht unsere
Absicht. Wollte man dies nicht zulassen, dann tritt 3) daS
Bedenken ein, daß nun die Gerichte bei Ausmessung der
Strafe gegen den Verurtheilten einen größeren Nachtheil cin-
treten lassen können. Ich darf nämlich als bekannt voraus-
sctzcn, daß nach den Bestimmungen unseres Strafgesetzbuchs
bei gewissen Verbrechen ober Vergehen die Gerichte willkühr-
lich, nach eigenem Ermessen entweder eine Gefängniß- oder
Arbeitshausstraie, oder aber Fcsiungsstrafe cintreten lasten
können, je nachdem ihnen die Umstünded:c eine odur die an¬
dere Strafe als angemessen erscheine» lassen. Würde nun
wegen eines schweren politischen oder wegen eines sehr ent¬
würdigenden PrcßvergehenS das Gericht bas Schuldig aus¬
gesprochen haben und nun die Strafe zu bemessen sein, so
würde cs sich sehr leicht veranlaßt sehen, wenn es zur Ueber-
zeugung käme, daß der Verurtheilte nicht länger im Staats¬
dienste verbleiben könne, aus diesem Grunde die gewöhnliche
Strafe cintreten zu lassen, womit dann die Dienstenilaffung
oder Entsetzung immer verbunden ist, anstatt daß sonst viel¬
leicht die Festungsstrafe für zulässig gehalten worden wäre.
Alles dieses können wir dadurch vermeiden, wenn wir dem
Dicnstgcricht die Bcfugniß zusprechen, über die Würdigkeit
oder Unwürdizkeit eines Beamten einzig und allein auch für
den Fall zu urtheilen, wenn er wegen politischer oder Preß-
vergehen bereits von den ordentlichen Gerichten vcrurtheilt
ist. Auf Liesen Gründen beruht mein Antrag, und ich glaube
diesem nichts weiter hinzufügen zu dürfen.

Abg. Wibcl I.: Der Abg. Selckmann  hat mit drei
Gründen seinen Antrag mctivirt, ich glaube aber, keiner dieser
Gründe trifft zu, so daß wir uns bewegen lassen könnten, von
unscrm Beschlüsse abzugehcn. Zuerst spricht Herr Selckmann
von den Bedenken, welche mehrere Mitglieder gehabt hätten
gegen MöklingS  Antrag , ich weiß aber davon nicht, son¬
dern wenn ich recht vernommen habe, war Herr Selckmann
der Einzige, der gegen diesen Antrag Bedenken äußerte. Ec

würde also nur sich selbst seine Bedenken erledigen. Er hat
aber außerdem den zweiten Grund angeführt, die Staatsreaie-
rung würden wir in den Fall setzen, für politische Vergehen
Jemanden ohne das Dienstgericht vom Amte entfernen zu müs¬
sen; ich wüßte nicht, wie wir mit diesem Grunde zu Ende
kommen wollten, denn wollten wir solcher Willkür Vorbeugen,
so müßten wir ein großes Register von Fällen anlegen, die
vor das Dicnsigericht müßten, weil sonst die Sta .ttseegicrung
auf den Einfall kommen könnte, sie a» sich zu reißen, das
wird doch wohl unsere Absicht nicht sein; die Staatsregicrung
wird eben Niemand vom Dienste entfernen, als durch das
Dicnstgcricht. Das letzte Bedenken aber, denn das zweite ist
nun gehoben, scheint mir beinahe eine Sünde gegen den Glau¬
ben, den wir zu unfern Gerichten haben sollen. Die Gerichte
sollen eine Härte begehen und Jemanden mit härterer
Strafe belegen, als er nach dem Rechte verdient hat, um ihn
vom Dienste zu entfernen, und in ihrem Urthcil die Interessen
des Staatsdienstes zu berücksichtigen, weil Einer möglicher¬
weise sonst nicht vom Dienste kommen könnte. Meine Herren,
wenn wir solche Gerichte haben, dann wandern wir in einen
anderen Welitheil aus, die werden wir aber nicht haben. Be¬
wahren Sie den Beschluß, den wir gefaßt haben, wir haben
einen sehr heilsamen Riege! vorgeschoben vor eine Möglichkeit,
die unS sehr nahe liegen kann; bedenken Sie : wir haben
noch kein Prcßgesetz, das haben wir von der nächsten Zukunft
zu erwarten; wer es uns machen wird, das wissen wir nicht;
in diesem Saale wird cs nicht gemacht werden. DaS Preß-
gesetz kann unS strafbar machen für Dinge, die noch wenig
vor unserer Vorstellung fcstgestellt sind. Die Gerichte können
Lurch das Preßgesetz genöthigt sein, nach den Gesetzen zn vcr-
urtheilen, die uns als Menschen unwürdig nicht darzustcllen
vermögen. Darum lassen Sie politische und Prcßvergchen
ausgeschlossen sein vom Kreise des über die Unwürdigkeit ur-
thcilenden Dicnstgcrichts.

Abg. Mölling : Herr Wibel  hat bereits im Wesent¬
lichen gesagt, was ich bemerken wollte, auch ich weiß nicht,
daß Mitglieder der Versammlung Bedenken getragen hätten,
überhaupt die politischen und Prcßvergehcn ausznnchmc». Ich
meine, der Begriff der Würdigkeit ist so verschieden und schwan¬
kend und namentlich ist die politische Freiheit von so hoher
Bedeutung, daß man sie dem Staalödicncr nicht so verküm¬
mern sollte, der doch den höchsten Begriff von der Würdigkeit
hat, und der durch sein Staatsamt ohnehin genug gebunden
ist. Wenn wir diejenigen, die einmal bestraft sind, wieder dem
Diensigerichte überliefern sollen, so machen wir den Staats¬
diener ängstlich in seinem ganzen Verhalten, und Hr. Wibcl
hat schon gesagt, wir wissen nicht, wann ein Preßgesetz erlas¬
sen und wie es werden wird, wir sehen die Zeit kommen, die
mehr rückwärts als vorwärts schreitet, und ich glaube, wir
müssen schaffen, daß wir dieses Dienstgcricht in seiner Anwen¬
dung auf die Staatsdrencr möglichst beschranken müssen;  des¬
halb glaube ich nicht, daß Sie die vorgcschlagcne Beschrän¬
kung genehmigen werden, und ich muß Sie daher bitten, mei¬
nen Antrag sestzuhalten.
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Abg . Morell : Im Interesse der politischen Freiheit hat
man die Preß - und politischen Vergehen überall in Deutsch¬
land den Schwurgerichten überwiesen und ich hoffe , daß cs
auch bei uns bald dahin kommen wird . Die Schwurgerichte
erkennen in politischen und Preßvergehen schwere oder kleine
Strafen . Wenn eine kleine Strafe , etwa von 8 Tagen , er¬
kannt würde , wäre es fast , wenn man den Staatsdiencr des¬
wegen vom Dienste entfernen könnte . Es können übrigens
Fälle Vorkommen , daß die Schwurgerichte auf FrciheitSstrafcn
von langer Dauer erkennen , in welchen der Beamte im Inter¬
esse des Dienstes aus dcmstlb .cn entfernt werden muß . Ich
verlange nicht , daß in allen Fällen der Staatsdiencr vor das
Dienstgericht gestellt werden solle , wenn ein politisches oder
Preßvergehen vorliegt , sondern nur , wo ihn die Schwurge¬
richte verurtheilt haben.

Abg . Bocket : Auf das , was der Abg . Morell  bemerkt
hat , mochte ich erwidern , daß da , wo ein Mann wegen eines
politischen oder Preßvergchens verurtheilt würde , so daß er
sein Amt nicht wahrnehmen könnte , für dre andcrweite Be¬
setzung seines Dienstes gesorgt werden muß . Das wird sich
von selbst machen . Uebrigeus wollte ich mir erlauben , dar¬
auf hinzuweisen , wie gegenwärtig  schon wieder fast in
ganz Deutschland über Preßvergehen und politische Vergehen
geurtheilt wird und wie leicht Einer demnach vor das Diensi-
gcricht kommen würde , und dann noch nachträglich die Bcam-
ren des Staats ihn vcrurtheilcn könnten , namentlich , wenn
die Männer , die im Dienstgericht sitzen , gewisse Ansichten he¬
gen , die bei uns so ganz unverbrertct nicht sind . Wie man
von Seite der Regierung geneigt gewesen ist , jede politische
Demonstration oder Aeußer -ung den Beamten zu verbieten , ist
uns klar geworden aus einem Rcscripte , daS wir im Herbste
1847 bekommen haben auf Veranlassung des Bcselerfonds.
Sic werden sich erinnern , meine Herren , daß damals für
den Beselerfonb gesammelt wurde , und darauf bezieht sich das
Rcscript . Um Sic nun zu warnen , daß Sie den von dem
Abg . Moll ing  früher gestelltem Antrag , die politischen und
Preßvergehen von dem Dwnstgerichtc ausznnehmcn , nicht fal¬
len .lassen möchte » , erlaube ich mir , Ihnen das berührte Re-
script vorzulesen . Es heißt darin:

„Sr . Äönigl . Hoheit der Großherzog haben ungern
in Erfahrung gebracht , daß mehrere Höchstihrer Staats¬
beamten sich veranlaßt gesehn haben , einen öffentlichen
„Aufruf in Nr . 86 . der hier erscheinenden Neuen Blätter
von diesem Jahr zu Beiträge » zu dem Beseler Fond"
zu unterzeichnen , und in diesen , Aufrufe über Maßregeln
sich mißbilligend zu äußern , welche eine dem deutschen
Bunde angehörende Regierung anzuordnen sich bewo¬
gen gefunden hat . Nachdem Sr . Äönigl . Hoheit be¬
sohlen haben , den Unterzeichnern des gedachten „ Auf¬
rufs " durch deren Vorgesetzte Vorstehern es zu erkennen
zu geben und solches geschehen ist , findet bas Unter¬
zeichnete Staats - uns EabinelS -Mmisterium sich bcauf-
lragt , dieses poo oüoalma zur Äenncniß sämmlllcher
Behörden und Angestellten durch deren Vorstände zu

bringen und damit für diese Letzter » die Aufgabe zit
verbinden , die Staatsbeamten ihre Ressorts so wie
die Prediger und Lehrer der höher » Landes - und Bür¬
gerschulanstalten darauf aufmerksam zu machen , wie
Se . König !. Hoheit von sämmtlichcn Angestellten für
die Zukunft bestimmt erwarteten , daß dieselben einge¬
denk ihrer amtlichen Stellung  sich aller öffent-
lichrn Theilnahmc an politischen Demonstrationen ent¬
halten und bemüht sein werden , sich nur mit der ge¬
messensten Vorsicht über politische Verhältnisse , wenn
dies öffentlich oder vor einem größer, , Publikum ge¬
schieht , zu äußern , damit die Staatsregicrung durch
dergleichen Aeußcrungcn nicht compromittirt werden
könne . Höchstdiesclben erwarten , daß jeder Staatsbe¬
amte sich auch im gemeinen Leben werde angelegen
sein lassen , sich seiner Stellung , die ihm das Vertrauen
des LandcLherrn angewiesen , gemäß zu verhalten und
demnach allen politischen Umtrieben und Verbindungen
fern bleiben werde , welche diese Stellung nur gefähr¬
den und das Vertrauen , wodurch seine Wirksamkeit
allein möglich und bedingt ist , schwankend machen
können ."

Ich möchte Sic bitten , in Beziehung auf solche Ansich¬
ten , den Antrag des Abg . Mölling  nicht fallen zu lassen.

Abg . v . Finckh : Meine Herren ! ES scheint mir , daß
von der einen Seile zuviel hervvrgehvben wird , daß der
Staatsdiencr  geschützt werden müsse gegen Verfolgung.
Ich bin der Ansicht , daß auch die andere Seite genügend be¬
rücksichtigt werben muß , nämlich daß der Dienst  zu schützen
sei gegen unwürdige Beamte . Um deshalb , daß einer von
den gewöhnlichen Gerichten verurtheilt ist wegen politischer
oder Preßvergchn , soll er ja noch nicht vom Dienste entfernt
werden . Es soll nur die Möglichkeit eröffnet werden , daß er
unter Umständen deshalb entfernt werden kann.  Dieses soll
nur nicht ganz unmöglich sein . Man wirb doch zugebc » ,
daß sich ein Beamter ' so unwürdig machen kann  durch ein
Preß - oder politisches Vergehen , daß der Staat denselben
länger im Dienste zu behalten , nicht im Stande ist. Der
Staat muß also geschützt werden dadurch , daß ein Beamter,
wenn er wegen eines politischen - oder Preß -Bergehcns verur¬
theilt worden ist , in Untersuchung gezogen und vor das
Dienstgericht gestellt werden kann.  Soll der Beamte , wenn
er sich auf diese Weise  unwürdig gemacht hat , überall
nicht vor das Dienstgericht gestellt werden können , dann hat
der Staat keine volle  Garantie gegen unwürdige Diener.
Dann können wir das Dienstgericht fast ganz weglassen . Ich
bin überhaupl der Ansicht , daß eS nicht gut ist , und daß
man nicht wohl daran thut , stets daS Vertrauen in die Ge¬
richte in Frage zu stellen ; man sollte im Gegentheil daS
Vertrauen zn ten Gerieten zu fördern suchen . Dann wirv
man auch Venrauen haben zu ihren Erkenntnissen . Es ist
gewiß sehr nachtheilig , wenn ein Beamter , der sich seines
Dienstes unwürdig gemacht hat , der deswegen in eine Strafe
verurtheilt ist , doch mehr von seinem Dienste entfernt werde»
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kann. ES hat dies große Nachtheile für den Dienst selbst.
Unser Ländchcn hat sich Gottlob stets noch eines achtbaren
und geachteten BeamtcnstandeS erfreut, um so mehr sprechen
aber alle Gründe dafür, daß wir den Beamtenstand auch
ferner in achtbarem Zustande zu erhalten  suchen.

Abg. Claußen : Nur wenige Worte meine Herren.
Wir stehen bei einem Gerichte, das nicht über einzelne That-
sachen zu urthcilen hat, sondern über die Richtung eines
Menschen. Es handelt sich nicht darum, ist der zu Bcurthei-
lende einer That schuldig, der man ihn angeklagt hat, son¬
dern welche Gesinnungen hat er in seinem Leben ausgespro¬
chen, ist er danach würdig, im Staatsdienste zu stehen. Wir
wissen nun, daß die politische Richtung eines Mannes von
Bielen als Etwas angesehn worden ist, was ihn unwürdig macht,
im Staatsdienste zu sein. Diese Thatsache bestätigt daS vvr-
gelesene Rescript. Im Dicnstgencht soll nun die Würdigten
eines Mannes beurthcilt werden. Liegt es nicht nahe, zu be¬
sorgen, daß die Richter, welche zu urtheiten haben, auf dem
Standpuncte des Rescriptes stehen, daß sie das politische
Verbrechen schon deshalb für ein entwürdigendes halten, weil
es eine bestimmte Richtung in politischer Hinsicht bekundet?
Es liegt zu nahe, meine Herren, die politische Unwürdigkeit
mit der andern zu verwechseln. Ich gebe zu, es kann Jemand
bei einem politischen Vergehn sich in gemeiner Weise betra¬
gen, aber zugleich soll derjenige, der zu urtheilen hat, sich
vollständig ferne davon Hallen, von dieser Gemeinheit, die
möglicher Weise darin liegen kann, das zu trennen, daß der
zu Beurtheilende sich auch zugleich polnisch in irgend einer
Weise geäußert hat. Sie kennen den politischen Parteihaß,
sie wissen, daß er selbst Männer, sonst noch so würdig, blind
macht. Zeh z. B . halte hier manchen für sehr würdig, im
Staatsdienste zu bleiben, von dem ich überzeugt bin, daß
viele auS politischen Rücksichten ihn für unwürdig halten.
Diese würden ihn in Uebereinstimmung mit dem Rescripte
vom Dienste entfernen. Für den Fall, wo Jemand in seiner-
politischen Richtung nicht in Ueberunstmmung mit der Re¬
gierung steht, für diesen Fall haben wir ein anderes Mittel,
den betreffenden Beamten aus dem Sta .usdi .--.Ie zu entfer¬
nen, wir haben das Pensionsgesetz. Verweise-, wir solche
Fälle dahin. Es ist weit besser, daß der Staat mitunter eure
Pension mehr ausgiebt, als daß die Stacusviener polilsich
unwürdig gemacht werden.

Präsident : Ich erkläre die Discussion für geschlossen,
vorbehältlich des letzten Wortes des Antragstellers und Be¬
richterstatters, wenn sie solches zu haben wünschen.

Abg. Selckmann II . : Zunächst möchte ich mir erlau¬
ben, auf die Verschiedenheit der beiden vorliegenden Anträge
aufmerksam zu machen und zu bemerken, daß ich in meinem
Anträge dasjenige, was der Abg. Mo rell  durch einen Zusatz
hinsichtlich der Schwurgerichte ausgedrückt haben will, darum
nicht ausgenommen habe, weil im Staatsgrundgesctze die Be¬
stimmung darüber enthalten ist, daß die politischen und Preß-
vcrgehen durch Geschworene abgcurtheilt werden sollen. Wenn
der Abg. Wibel  I . bemerkt hat, daß ich die Bedenken bei

der früheren Bcrathung gegen die Bezeichnung des Mölling-
schen Antrags auf die beiden, unter I. Ziffer2. enthaltenen
Fälle allein geäußert hätte, so glaube ich doch, bei der Dis¬
cussion auch von andern Seiten die Bedenken gehört zu ha¬
ben. Sonst wurden sie wenigstens vielfach getheilt. Wenn
dann der Abg. Wibel  I . bemerkt, er glaube es von mir
nicht voraussetzen zu dürfen, daß ich meinen Bortrag so ver¬
standen haben wollte, als solle dadurch ein Mißtrauen gegen
unsere Gerichte ausgesprochen werden, so hat er darin voll¬
kommen Recht. Ich habe dies auch gar nicht gesagt. So¬
mit fällt der etwaige Vorwurf von selbst weg. Wenn er aber
glaubt, eS werde doch durch meinen Antrag ein Mißtrauen
gegen unsere Gerichte ausgesprochen, so ist auch dies nicht
der Fall. Es können nämlich die Gerichte ganz willkürlich
Festungsstrafe oder andere Freiheitsstrafen erkennen. Sie ha¬
ben den vorliegenden Fall mit allen Umständen zu betrachten,
und nach gewissenhafterErwägung zu bestimmen, ob sie Fe¬
stungsstrafe oder andere Strafen wollen eintrctcn lasten.
Wenn ich nun gesagt, daß die Gerichte, wenn sie sehen, daß
ein unwürdiger Staatsdiener, sobald sie auf Festungsstrafe
erkennen, seines Dienstes nicht entlassen werden kann, eher
auf eine andere angemessene Freiheitsstrafe erkennen; so weiß
ich nicht, welchen Vorwurf ich dann damit den Gerichten ge¬
macht habe. Was der Abg. Böckcl bemerkt hat, trifft nicht
meinen Antrag. Mein Antrag betrifft einzig und allein die
Fälle, wo bereits eine gerichtliche Verurtheilung vorliegt, wo
also wegen bestimmter Lhatsachcn eine Vcrurtheuung erfolgt
ist. Darum ist dasjenige, was er über das Betragen und
die politische Richtung der Beamten bemerkt hat, bei meinem
Antrag ausgeschlossen. Wir haben es dabei nur mit den
Fällen zu thun, wo bereits eine gerichtliche Verurtheilung
vorliegt.

Abg. Morell : Ich kann dem Anträge des Abg.
Selckmann  1-. beitreien, wenn in die Fassung ausgenommen
wirb: ,/Jedoch durch Schwurgerichte."

Abg. Selckmann il. : Aenderungen des Antrags sind nicht
mehr zulässig.

Abg. (flausten : Ich beantrage namentliche Abstim¬
mung, weil das erste Mal auch namentlich abgestimmt wor¬
den ist.

Präsident : Die Anträge des Abg. Selckmann und
Morell  unterscheiden sich nur hinsichtlich der Fassung, ihrem
Inhalte nach aber nur darin, daß der Abg. Morell  die aus¬
drückliche Bestimmung dem Selckma  n n 'schcn Antrag hin-
zugesügt wissenw.ll, Laß die Verurtheilung nur durch Schwur¬
gerichte geschehen soll. Insofern ist der Antrag des Abg.
Morell  als Verbesserungsantrag zu dem Selckmann 'schm
aufzufaffeii, indem er eine besondere Restriktion hinzuzufügen
wünscht. Ich glaube, ich könnte so abstimmen lassen, daß der
Antrag veS Abg. Morell  so zu verstehen ist, es möge in
dem Antrag des Abg. Selckmann  heißen: „politische und
Preßvergehen dürfen vom Dienstgerichle nur im Falle der
Verurtheilung durch die einzusührenden Schwurgerichte be¬
rücksichtigt werden". Wenn Sie einverstanden sind, werde ich
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danach verfahren . Sonst wenn ich den Antrag in der Fas¬

sung nehmen soll , wie er gestellt ist, so sind es zwei verschie¬

dene Anträge , die ich nach der Reihe zur Abstimmung brin-

gen kann . Ich glaube aber , es hat kein Bedenken , daß ich

so verfahre , wie ich vorhin bezeichnet habe . Bon dem Abg.

Elaußen  ist auf namentliche Abstimmung angetragcn . Ich

frage , ob dieser Antrag unterstützt wird ? (Mehrere Mitglie¬

der erheben sich.)
Der Antrag des Abg . Morell  kommt zur Abstimmung

und wird abgclehnt . Nun stimmen wir über den Antrag des

Abg . Selckmann  II . ab,  und zwar durch Namensausiuf.

Diejenigen Herren , die dem Anträge des Abg . Selckmann

beistimmcn , ersuche ich, bei Aufruf ihres Namens mit Za , die

andern mit Nein zu arttworten.
Dieser Antrag wird mit 24 gegen 12 Stimmen abge-

lchnt . (Fünf Abgeordnete haben bei der Abstimmung ge¬

fehlt .)
Bon dem Abg . Klävcmann  ist beantragt , zum Art . 2.

nach den Worten:
„Die Bestimmung des Art . 468 . des Strafgesetzbuchs"

ist einzuschaltcn:
„Und der neuen Bestimmung zu Art . 636 . des Straf¬

gesetzbuchs in der Verordnung v . ll . Oct . 1821 . "

Ich frage die Wersammlung , ob sie einverstanden ist, daß

dieser Antrag zur Tiscussion zugelassen werde?

Abg . LLZibel 1. : Ich möchte beantragen , den Antrag

ohne DiScussion anzunehmen.
Präsident : Das geht nicht . Erst muß die von mir

gestellte Frage beantwortet werden . (Sw wird bejaht .) Ich

frage jetzt, ist der Antrag unterstützt?
(Die Unterstützung findet statt .)

Abg . Alävemann : Da schon die Annahme ohne Dis¬

kussion empfohlen worben , so werbe ich für meinen Antrag

Nichts zu sagen brauchen , bis dahin , daß etwa Jemand ge¬

gen denselben gesprochen hätte.
Abg . Niebour : Wenn die ganze  Bestimmung auf¬

gehoben wird , so wäre etwas sehr Nützliches aufgehoben . Es

ist die Bestimmung darin enthalten , daß der Staatsdicner,

welcher eines Gefangenen Verhör verzögerte , vom Kriminal¬

gerichte mit scharfen  Disciplinar,trafen belegt werben soll.

Heben wir nun den ganzen Inhalt der Verordnung vom 11.

Oclvbcr 1821 auf , so heben wir auch jene guten Diöciplinar-

vorschriften auf.
Abg . Klävcmann : Ich möchte gegen das , was der

Abg . Niebour  bemerkt hat , erwiedern , daß die Disciplinar-

gewalt dadurch nicht beeinträchtigt ist , wenn wir diefe Be¬

stimmung entfernen . Die Vorschriften über die Disciplinar-

strafgewalt finden sich an anderer Stelle . Dieselben Discipli-

narslrasen , welche hier angedroht sind , können erkannt wer¬

den , auch wenn diese Bestimmung nicht mehr vorhanden ist;

vielleicht sind die hier festgesetzten Strafen für einen betreffen¬

den Fall nicht einmal die geeignetsten , und man schafft daher

diese Bestimmungen besser ganz weg.

Uebrigens bin ich der Meinung , daß nur aus ssonsezuenz,

weil die Aushebung des Art . 468 . deZ Strafgesetzbuchs auf¬

gehoben worden ist , diese Bestimmung der Verordnung vom

11 . Oct . 1821 aufzuhcbcn sei , und bemerke , Laß ich für die

Aufhebung des Art . 468 . gar nicht gestimmt habe . Ich hätte

den Artikel beibehaltcn mögen , -veil ich unterscheide zwischen

einer Entfernung aus dem Dienste , als einer bloßen Maßre¬

gel im Interesse des Dienstes , auf Erkcnntniß des Dienstgc-

richts , und einer Dienstentlassung oder Dienstentfetzung , welche

von dem ordentlichen Gerichte als eine Strafe erkannt wird.

Präsident . Der Abg . Niebour  beantragt : Es soll
heißen:

„und die Bestimmungen der Verordnung vom 11.

Oct . 1821 in den Worten beim zweiten Rückfall nach

Art . 468 . des Strafgesetzbuchs ."

Zch stelle die Unterstützungsfrage über diesen Antrag.

Der Antrag erhielt die erforderliche Unterstützung.

Abg . Nibvur : Der Artikel dieser Verordnung bestimmt:

„Träte der Fall ein , daß das erste Verhör eines Ge¬

fangenen pflichtwidrig über vierzehn Lage verzögert

würde : so soll der an der Verzögerung Schuldige

außer der zu erlegenden gesetzlichen Geldbuße und

den Atzungskosten , vom Criminalgerichte mit einem

scharfen , nach Umständen mündlichen , Verweise «,!

Miioeollum belegt werden.

Im Wiederholungsfälle ist mit geschärfter Discipli-

narstrafe , beim zweiten Rückfall aber nach Art . 468.

des Strafgesetzbuchs zu verfahren ."

Nun geht der Antrag des Abg . Klävcmann  dahin,

alle diese Bestimmungen sollen aufgehoben werden . Mein

Antrag dagegen will , es sollen die übrigen Bestimmungen

stehn bleiben , nach welchen ein Richter , der gegen den Ange¬

klagten rechtswidrig verfährt , zu bestrafen ist. Nur die Worte

beim zweiten Rückfall fallen weg , weil wir den Art . 468.

aufgehoben haben.
Präsident : Da Niemand mehr das Wort verlangt , so

schließe ich die Discufsion vorbehaltlich des Worts des An¬

tragstellers und Berichterstatters.
Abg . Klävemaun . Die Bestimmung des Art . 468 . des

Strafgesetzbuchs war bekanntlich die , daß ein Beamter , der

wegen Fahrlässigkeit rc . dreimal bestraft worden ist, und dann

zum vierten Male sich einer solchen Vernachlässigung seiner

Dienstpflicht schuldig macht , mit Suspension oder Dienstent¬

lassung bestraft werden soll.
Wenn er das erste , zweite und dritte Mal ein Vergehen

dieser Art begangen hat , so tritt eine Disciplinarstrafe ein.

Macht er sich zum vierten Mal des Vergehens schuldig , so

soll er durch richterlichen Spruch abgcsctzt werden . Hier in

dieser sogenannten neuen Bestimmung  vom 11 . Octbr.

1821 ist nun von einer besondern Art  von Fahrlässigkeit

die Rede , und da ist ein strengeres Verfahren vorgeschrieben,

als im Art . 468 . Hier soll schon , wenn er zum dritten

Mal sich vergeht , die Absetzung erkannt werden , nachdem

zweimal  Disciplinarstrafen vorhergegangen . Ich meine , eS

ist eine natürliche Folge , daß wenn wir den Art . 468 , der
37
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auch über die Disciplinarstrafen spricht , aufgehoben haben , !
nun auch die N . B . zu Art . 636 . aufheben können , und die :
Bestimmungen über die Disciplinarstrafen hier nicht brauchen !
stehen zu lassen . Sie sind ganz überflüssig , und ursprünglich z
auch wohl nur gesetzt wegen der Bestimmung , die man für z
den zweiten Rückfall hier gesetzt hat . Lassen wir sie stehen,
so können sie der Disciplrnarstrafgewalt nur hinderlich werden,
um in einem vorliegenden Falle gerade das Angemessenste zu
verfügen.

Abg . Niebour : Dagegen muß ich nun bemerken , wir
haben den Art . 468 . aufgehoben , weil wir der Ansicht wa¬
ren , das Dienstgericht soll entscheiden über die Entfernung
vom Dienst . Ich sehe keinen Grund ein , warum wir die
übrigen Bestimmungen nicht sollen stehn lassen.

Präsident : Die Anträge der Abg . Niebour und
Klävemann  unterscheiden sich darin , daß Herr Kl ä vcma  nn
will , daß die ganze Verordnung über die neuen Bestimmun¬
gen zu Art . 636 . ganz aufzuhebcn sei. Der Abo . Niebour
dagegen will nur , daß die Worte : „ beim zweiten Rückfall aber"
nach Art . 468 . deS Strafgesetzbuchs aufgehoben werden . Ich
bringe zuerst den Antrag des Abg . Klävemann  zur Ab¬
stimmung , daß nach den Worten die Bestimmung des Art.
468 . einzuschalten sei „ und der neuen Bestimmungen zu Art.
636 . des Strafgesetzbuchs in der Verordnung 1821 ." Wer
damit einverstanden ist , beliebige sich zu erheben.

(ES wird bemerkt , daß die Versammlung nicht beschluß¬
fähig sei. Die fehlenden Mitglieder wurden herbeigerufcn und
die Abstimmungsfrage wiederholt .)

Der Antrag wird abgelehnt . Der vorhin verlegne An¬
trag des Abg . Niebour  wird angenommen.

Zum Art . 8 . ist vom Abg . Mölling  beantragt : dem
ersten Satz ist nachzufügcn : Die Untersuchung geschieht nach
den Vorschriften des Strafgesetzbuchs . Jedoch findet die Ver¬
eidigung der Zeugen nur statt , wenn der Verlust des Beweis¬
mittels (durch Krankheit , hohes Alter ) des Zeugen u . s. w.
zu besorgen ist . Zm zweiten Satz ist hinttr dem Worte Staats¬
anwalt hinzuzufügcn : „ Und der Angeklagte " . Ich frage , ge¬
nehmigt die Versammlung , daß dieser Antrag zur Discussion
gelange ? Die Kammer stimmt zu.

Ich frage ferner , ist der Antrag des Abg . Mölling
unterstützt ? Die erforderliche Unterstützung erfolgt.

Abg . Mölling : Mein Antrag betrifft lediglich die Form
des Untersuchungsverfahrcns . ES steht im Art . 9 ., wie die
Voruntersuchung geführt wird , aber nicht unter welcher Form.

Es ist bekannt , daß wo Schwurgerichte sind , die Vor¬
untersuchung nicht öffentlich geführt wirb . Ich habe auf das
Strafgesetzbuch hingewiesen , um diese Lücke zu ergänzen . Ich
habe die Ausnahmen hingestellt , in welchen die Zeugen zu
beeidigen sein möchten . Ich glaube , dieser Zusatz dürfte nütz¬
lich sein . Im zweiten Absatz habe ich gesagt , der Staatsan¬
walt und der Angeklagte , weil der Angeschuldigte das Recht
der Akteneinstcht so gut haben muß , als der Staatsanwalt.

Der Berichterstatter Niebour  verliest den Art . 9 . nach
der Fassung der Commission.

Abg . Mölling : Die Redactivnkbemerkung beweist die
Nothwendigkeit meines Antrags , weil nicht gesagt ist , in
welchen Fällen die Zeugen beeidigt werden , ebenso daß der
Angeklagte daS Recht Hit , die Actcneinsicht zu verlangen.

Der Antrag des Abg . Mölling  kam zur Abstimmung
und wurde angenommen.

Präsident : Es ist von dem Abg . Grote  zu demselben
Art . 10 . der Antrag eingereicht , der zweite Absatz möge hei¬
ßen : Eine Beeidigung der Zeugen und Sachverständigen fin¬
det in der Voruntersuchung nicht statt.

Ich habe die Nummer 10 . bezogen auf die Artikel des
Entwurfs . Ich habe nicht gewußt , daß der Abg . Grote
den Art . 10 . nach der neuen Fassung gemeint hat ; sonst hätte
ich seiner Antrag gleich zur Discussion gebracht . Ich frage,
ob dieser Antrag des Abg . Grote  zur Discussion zugelassen
werden soll ? Die Kammer beschließt dieses und es erfolgt
aus die weitere Anfrage des Präsidenten die erforderliche Un¬
terstützung.

Abg . Grote : Ich habe über diesen Antrag mit den an¬
dern Mitgliedern des Ausschusses gesprochen und sind sie mit
demselben einverstanden . Wir haben im vorliegenden Ent¬
würfe immer auch der Sachverständigen erwähnt , wo von
den Zeugen die Rede war . Um nun den Zweifel zu beseiti¬
gen , als ob vielleicht die Sachverständigen  in der Vor¬
untersuchung beeidigt werden konnten , weil ihrer neben den
Zeugen nicht gedacht , habe ich meinen Antrag gestellt.

Abg . Niebour : Ich möchte bemerken , daß der Antrag
des Abg . Grote  nunmehr wohl nur dahin geht , daß hinter
dem Worte „Zeugen " das Wort „ Sachverständigen " gesetzt
werde . Der Antrag des Abg . Grote  kommt zur Abstim¬
mung und wird angenommen.

Präsident : Es ist ferner von dem Abg . Mölling  be¬
antragt : Am Schluffe des Art . 56 ., jetzt 58 ., ist hinter „ ins¬
besondere auch der ß . 11 . der Verordnung vom 22 . Decbr.
1837 hinzuzufügen : und Art . 856 . des Strafgesetzbuchs und
Z. 6 . der Verordnung vom 19 . März 1830 , ingleichen Art.
466 . des Strafgesetzbuchs . . Wird dieser Antrag zur Discussion
znzelassm?

Die Versammlung bejaht dies . Der Antrag erhält die
erforderliche Unterstützung.

Abg . Mölling : Die Art . 356 . und 466 . des Strafge¬
setzbuchs bestimmen , in welchen Fällen Staatsbeamte , die
wegen eines öffentlichen Verbrechens oder Vergehens bestraft
sind , noch von der Regierung ihres Dienstes entlassen werden
können . Nach dem Art . 1. des Dicnstgerichts scheint mir
diese Bestimmung des Strafgesetzbuches aufgehoben zu sein.
Es kann kein Zweifel darüber sein , weil an die Stelle der
Regierungsmaßregel die Bestimmungen des Dienstgerichtes tre¬
ten sollen . Jedoch nun jedes Bedenken zu beseitigen , habe ich
gewünscht und beantragt , daß das Wegfallen der Art . 356.
und 16v . des Staatsgrundacsetzss bei der Redaction ebenso
bemerkt werde , wie daS Wegfallen anderer betreffender Ge¬
setze im -Art . 56 . bemerkt ist Damit wird denn jeder Zwei-
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fel beseitigt und ich glaube , es ist kein Anstand dagegen , daß
diesem Anträge stattgegeben werde.

Der Antrag des Abg . Mölling  wird hierauf ange¬
nommen.

Präsident : Es wird mir so eben noch ein Antrag ein-
gericht von dem Abg . Morell.  Er beantragt zu dem jetzi¬
gen Artikel 28 . folgende Fassung:

„Der Staatsanwalt oder dessen Stellvertreter muß
in dem zur Hauptversammlung angesetzten Termine
erscheinen . «

Wollen die Herren den Antrag noch zulasscn ? (Die Ver¬
sammlung verweigert dies .) Wir schreiten demnach zur Ab¬
stimmung über das ganze Gesetz , wie es aus dem Berichte
des Ausschusses und nach den eben stattgehabten Abstimmun¬
gen sich gestaltet hat . Zch bitte also diejenigen Herren , welche
den Entwurf des Dicnstgerichtes , wie er aus dem Ausschüsse
hervorgegangen , und nach den eben stattgcfunecnen Abstim¬
mungen sich gestaltet hat , im Ganzen aunehmen woll .n , sich
zu erheben.

(Die Mehrheit der Versammlung erhebt sich.)
Der Entwurf ist angenommen . Damit , meine Herren,

ist . die heutige Tagesordnung erschöpft.
Meine Herren , wir haben am t8 . August die Abtheilun¬

gen erneut . Zwar ist in der letzten Sitzung diese Erneuerung,
die nach 14 Tagen eiutretcn soll , nicht auf die heutige Ta¬
gesordnung gesetzt worden , ind-eß wird daraus wohl kein Be¬
denken zu erheben sein . Da wir jetzt noch Zeit haben , können
ww diese Verloosung vornehmen . Wenn kein Widerspruch da¬
gegen erfolgt , werden wir zu dem Geschäfte schreiten.

Das Berloofungsgeschäft wird vorgenommen.
Abg . ALibel ll - bittet um das Wort und äußert : Ich

habe eine Bemerkung zu machen in Beziehung auf die uns
von Seiten der Staatsregierung mitgethcilten Wünsche hin¬
sichtlich der Ausscheidung des Krongutes . Es liegt in dieser.
Beziehung bei denjenigen Akten , die sich in den Händen der
Budgelcommission befinden , ein solches Verzeichniß vor,  in
welchem diese Wünsche nicdergelegt sind . Ich besorge , daß
die demnächstige Discussion noch einen Aufschub erleiden
möchte , wenn nicht Gelegenheit gegeben wird , daß wir uns
über diesen wichtigen Gegenstand gehörig unterrichten können.
Insbesondere ist es für die Abgeordneten von Lübek von In¬
teresse gewesen , durch Mitlheilnng dieser Aktenstücke in den
Stand gesetzt zu werden , und zwar jetzt schon , wo doch die
Geschäfte nicht hinreichend vorliegen , um sich durch Corre¬
spondenzen mit der Heimath in Verbindung zu setzen , daß
uns dieses Verzeichniß in einem Abklatsch mitgetheilt wird.

Präsident : Ich werde nach Rücksprache mit den Mit¬
gliedern der Commission , ob Anstand gegen LaS Verlangen
verwaltet wegen dieser Mittheilung , das Weitere verfügen.

Abg . Klävemann : Die drei Mitglieder des Ausschusses
für Ausscheidung des Kronguts , welche die nöthigen Vorar¬
beiten machen sollen , haben sich mjt der wichtigen und schwie¬

rigen Angelegenheit sorgfältigst beschäftigt und durch Nachfra¬

gen unh Vertzgudlungen daS für die Versitheilung des Ge¬

genstandes nöthige Material herbeizuschaffen sich bemüht . Es
sind nun mehrere Vorlagen , welche erbeten worden sind , von
der Regierung noch nicht mitgetheilt worden , namentlich in
Beziehung auf Birkenseld und Lübck . Bevor der KrongutL-
ausschuß im Besitz die 'er Vorlagen und über alles zu wissen
Erforderliche gehörig instruirt ist , wird eine weitere Ver¬
handlung selbst mit dem Budgetausschuß von keinem Nutzen
sein . Vielwcniger kann die Sache schon jetzt an die Ver¬
sammlung gebracht werden . Sobald die Akten vollständig
sein werden , wird der Ausschuß übrigens nicht nur mit dein
Budgetausschuß , sondern auch durch Unterhandlungen mit ein¬
zelnen Abgeordneten die Sache weiter zu fördern sich bemü¬
hen müssen , und es scheint , als wenn eine allseitige Verstän¬
digung geschehen sein muß , bevor die Sache vor die Ver¬
sammlung gebracht werden kann , weil sonst die vollkommenste
Verwirrung zu erwarten ist.

Abg . Wibel I . : Wir wollen nur das Verzeichniß des¬
jenigen , waS von der Krone in Anspruch genommen wird,
um vorbereitet zu sein auf den künftigen Ausschußberichk.

Abg . Wrbel !! . : Wenn ich recht verstanden habe , so
steht nichts im Widerspruch mit meinem Anträge um einen
Abklatsch.

Abg . Klävemann : Ich war anfangs , als Sie zu spre¬
chen anfingen , nicht gegenwärtig , und habe nicht alles ge¬
hört . Gegen das gestellte Verlangen möchte ich nun bemer¬
ken , daß gerade in diesem Verzeichniß wesentliche Verände¬
rungen Vorkommen müssen , und über beiderseitig gemachte
Vorschläge gegenwärtig verhandelt wird . Bis dahin , daß
hierüber zu Ende verhandelt ist , würde eine Mittheilung also
nicht geschehen können , die irgend von Nutzen sein könnte.

Abg . Tantzen : Zch habe dasselbe bemerken wollen , was
der Abg . Klävemann  angeführt hat . Das Verzeichniß ist
noch nicht vollständig . Es wird den Herren wenig damit ge¬
dient sein , wie es jetzt vorliezt . Sobald die Staatsregierung

das verlangte Verzeichniß eines 20jährigen Durchschnitts der
Mühlen rc. gegeben haben wird , ist es natürlich recht und
billig , daß jeder Kenntniß davon erhalte , und es wird dann
füglich , wenn man die nicht unbedeutenden Kosten aufwenden
will , abgeklatscht wwdcn können . Die Staatsregicrung hat
sich über die Anträge des Ausschusses noch nicht erklärt , na¬
mentlich nicht , ob sie die Mühlen annehmcu will . Wenn sic
das nicht will , dann liegt das Verzeichniß vor . Bis diese

Erklärung aber erfolgt ist , würde ein Abklatsch von nicht
entsprechendem Nutzen sein.

Präsident : Wenn der Abgeordnete von Eutin das Ber-

zeichniß nur insoweit zu haben wünscht , als es fertig ist, wird
es keinem Anstande unterliegen , eine Abschrift durch das
Bureau ansectigen zu lassen.

Abg . Wibel I!. : Ich muß darauf aufmerksam machen,

daß das Interesse , das für Zeder , auf der Hand liegt , noch
gesteigert werden muß , wenn wir hören , daß der Ausschuß
Anträge an die Staatsregierung gestellt hat , daß hinzugesetzt
wird , oder was Wegfällen soll . Zch bin sehr neugierig , zu
wissen , tvas dazu kommen soll . Zch wünsche , mich durch
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eigene Anschauung überzeugen zu können, um so mehr, als
der Ausschuß nur aus drei Mitgliedern besteht. Es intcressirt
mich nur das Derzeichniß wie es vvrliegt, nicht aber, wenn
es abgeändert wurde.

Abg. v. Thiincn : Ich glaube, es ist ein Jrrthum.
Der Ausschuß ist erwählt, um die Sache vorzubereiten und
sie dann der Budgetcommission zu übergeben, um mit diesen
gemeinschaftlich einen Bericht -zu erstatten. So weit ist die
Sache jedenfalls noch nicht. Es sind noch keine weiteren Mit-
theilungcn gemacht. Aber wie alle unsere Verhandlungen in
den Commissionen und Ausschüssen lind auch die über diesen
Gegenstand öffentlich. Jeder der Interesse daran nimmt, kann
sich an den Ausschuß wenden und cinsehen, was er will. Das
steht jedem Abgeordneten frei. Niemand ist daran gehindert
und wer die Einsicht wünscht, dem werden die Acten vorge¬
legt werden. Es sind noch keine Jahresdurchschnitte gemacht.
Wir haben Anträge gestellt, damit wir nach und nach ein
Verzeichniß aufstellen können. Ich wüßte also nicht, was ein
Abklatsch nützen sollte. Es ist noch nicht fertig.

Abg. Wibel I. : Das Verzeichniß wollen wir haben,
wie es dem Landtage vorgelegt worden ist. Wir wollen das
Verzeichniß nicht in so weit  es mitgetheilt worden ist, son¬
dern weil  es mitgetheilt wurde. Wir wollen es nicht mit
den Aendcrungen des Ausschusses, wir wollen auch keinen
Bericht des Ausschusses. Alles, was hierüber gesagt worden
ist, trifft unser» Antrag gar nicht. Wir wollen das Verzeich¬
niß haben von denjenigen Domainen, die als Arongut von
der Regierung gefordert werden und wir wollen eS cinsehen,
um unS zu belehren, und weil nicht blos wir Interesse daran
haben, daß cs bekannt wird, sondern auch bas ganze Land.

Präsident : Es wäre wünschenswerther gewesen, wenn
sich die Herren vorerst mit der Commission benommen hätten,
als daß sie die Sache hier in der Kammer zur weitern Ver¬
handlung bringen. Ich glaube, daß die Herren sich darüber
verständigen könnten.

Abg. Wibel I!. : Ich besorge, daß eine Verständigung
nicht stattfinden wird, weil ich keinen Grund einsehc, warum
man uns das Verzeichniß vvrenthalten will. Ich kann mich
nicht anders verständigen als durch Abstimmung.

Abg. Klävemann : Es muß auffallend erscheinen, daß
dergleichen Anforderungen gestellt werden gerade von Herren,
die sich bisher um die Sache gar nicht bekümmert haben.
Wenn sie das gethan hätten, würden sie natürlich, wie alle
diejenigen, welche das Interesse für die Sache veranlaßt hat,
sich über die Vorlagen der Regierung zu unterrichten, Alles
erfahren haben, was sie zu wissen wünschten, übrigens die
Unzweckmäßigkeit ihres Antrags zugleich eingcsehcn haben.
Was ich für mich außerdem noch gegen den Antrag zu erin¬
nern habe, ist, daß dem Ausschüsse die betreffenden Acten-
stücke für seine Arbeiten auf längere Zeit entzogen werden
würden. Nachrichtlich will ich noch bemerken, daß von der
Staatsrcgicrung nach der Bestimmung des Staatsgrundge¬
setzes in das fragliche Verzeichniß die Mühlen nicht ausge¬
nommen waren, weil man geglaubt hat, so viel andere Ob¬

jecte zu haben, daß Gewerbsbctriebsanstalten ausgeschlossen
bleiben könnten. Als solche Objecte hat man die Inseln in
der Weser anschen zu können geglaubt. Der Ausschuß war
der Meinung, daß die Inseln den Außengrvden gleich zu
achten seien, mithin nicht als Krongut ausgeschieden werden
konnten.

Zn Folge einer Verhandlung mit dem Herrn Ministerial-
rath Zedelius  über diese Frage, hat der Ausschuß noch
weitere Mitthcilung zu erwarten, ob darauf bestanden werde,
daß die Inseln nicht den Außengroden gleich geachtet werden
könnten.

Abg. Selckmann II. : So weit ich die Geschäfte des
Ausschusses kenne, wird Niemandem die Einsicht der Acten
verweigert. Soll ein Abdruck genommen werden, weil ein
oder drei Mitglieder von dem Verzeichniß Kenntniß zu haben
wünschen? Dazu scheint mir kein Grund zu sein. Ich glaube,
man kann einen billigeren Weg cinschlagen, indem Jeder sich
nur beim Ausschuß und bei den betreffenden Mitgliedern des¬
selben zu melden braucht, um dasjenige zu erfahren, was er
zu wissen wünscht. Es wird gar kein Gcheimniß daraus
gemacht. Aber unnöthiger Weise Kosten zu machen, kann
ich nicht wünschen. Ich glaube, daß der Antrag ungegrün-
dct ist und daß man jedem einzelnen Mitgliede überlassen soll,
sich die gewünschte Kenntniß zu verschaffen. Kein Mensch
wird ihm die Einsicht des Verzeichnisses verweigern.

Präsident : Nach den Verhandlungen glaube ich, daß
das Bureau die Frage wegen Mittheilung des Aktenstücks
nach Rücksprache mit der Commission erledigen wird und in¬
sofern die Antragstellern nicht damit zufrieden sind, bleibt ihnen
dann der Weg an die Versammlung offen. Ich glaube aber,
daß wir hier nicht weiter darüber zu sprechen und abzustim-
mcn haben. Vorläufig, meine ich, sind wir auch nicht in-
strmrt. Wir wißen nicht, wie die Sachen stehen und die Ac¬
ten liegen, zumal da Bedenken erhoben worden sind. Da¬
mit, glaube ich, wird sich der Gegenstand erledigen. Ich
werde also den Antragstellern auf ihr Verlangen Bescheid ge¬
ben und damit verlassen wir jetzt diesen Gegenstand.

Abg. Wibel I. : Wir wollen für Alle eine Abschrift,
nicht bloß für den Antragsteller.

Präsident : Ich werde Liesen Antrag zu Notiz neh¬
men, mit der Commission besprechen und bis morgen Antwort
geben.

Abg. Clausten : Ich möchte Einiges auf dasjenige er-
wiedern, was der Abg. Selckmann  in Beziehung auf den
Kostenpunkt bemerkt hat. Beim Bericht, den wir bekommen,
werden wir das Verzeichniß auch haben müssen, ebenso wie
bei den früheren Berichten, wo Beilagen mitgetheilt wurden.
Ich will nur an den Fruchtzehnken rc. erinnern. Eine Ko¬
stenvermehrung tritt also nicht ein.

Präsident : Die Sache ist erledigt. Wir gehen zur
Verkündung der Bildung der Abtheilungen. Es befinden sich
in der

I. Abtheilung: Dannenberg , Völckers , Bödecker,



243

Lindemann , Klävcmann , Wibel I. , Konerding,
Huesmann.

II. Abtheilung: v. Lindern , Bulling , Niebour,Rö-
sener , Böckel , Kitz, Schopen , Nieberding I.

III.  Abthcilung : Bargmann , Tantzen , Stracker-
jan , Wöbcken , Strodthoff , Lüerßen , Closter,
v. THünen.

IV. Abthcilung: Selckmann II., Sprenger , Selck-
mann I. , v. Finckh , Mölling , Nieberding II., Wil-
lerS , Lübben.

V. Abtheilung : Claußen , Wibel II. , Pancratz,
Püschelbcrger , Grote , Morell , Alfs , Tappenbeck,
Müller.

Ich bitte die Abtheilungen, ihre Vorstände zu wählen
und sic mir bekannt zu machen.

Morgen 10 Uhr ist Sitzung. Tagesordnung: Bericht
über daS Berliner Bünbniß. — Die heutige Sitzung ist ge¬
schlossen.

>S«
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